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Die von ihr erlassenen Grundsätze sind für alle 
Staats- und Wirtschaftsorgane verbindlich.

Die zentralen Organe und die WB sind in allen 
Fragen der Berufsbildung gegenüber der Staat­
lichen Plankommission rechenschaftspflichtig.

Festlegungen, die die mathematisch-naturwissen­
schaftliche bzw. technische Ausbildung betreffen, 
sind von der Staatlichen Plankommission mit dem 
Staatssekretariat für das Hoch- und Fachschul­
wesen bzw. dem Staatssekretariat für Forschung 
und Technik abzustimmen.

Anweisungen zu pädagogischen Fragen und solche, 
die sich auf die innere und äußere Ordnung 
in den allgemeinbildenden Schulen bzw. den 
allgemeinbildenden Unterricht in der Berufsaus­
bildung auswirken, besonders zur Stundentafel, zu 
den Proportionen von allgemeiner, polytechnischer 
und beruflicher Bildung, zum Lehrjahresabschluß 
und der Ferienregelung sind von der Staatlichen 
Plankommission mit dem Ministerium für Volks­
bildung abzustimmen.

2. Die Staatliche Plankommission hat folgende Auf­
gaben:
— Ausarbeitung der Perspektivpläne und Koordi­

nierung der Jahrespläne der Berufsbildung. Da­
bei sind der Bedarf an Facharbeitern nach Be­
rufsordnungen, Verantwortungsbereichen bzw. 
Zweigen und Territorien zu ermitteln.

Im Plan Berufsbildung ist die Anzahl der aus- 
zubildenden männlichen und weiblichen Jugend­
lichen nach Berufsordnungen, Ausbildungsnor­
men, Verantwortungsbereichen bzw. Zweigen 
und Territorien gegliedert zu erfassen. Die Pla­
nung schließt den Einsatz der Facharbeiter nach 
Abschluß der Ausbildung ein.

Die wissenschaftliche Planung der Berufsbil­
dung verlangt eine exakte Bilanzierung des 
Bedarfs an männlichem und weiblichem Fach­
arbeiternachwuchs mit dem territorialen Auf­
kommen. Die Staatliche Plankommission sichert 
über die Bezirksplankommissionen und die 
Ämter für Arbeit und Berufsberatung die not­
wendige Umverteilung zwischen den Kreisen 
und Bezirken, um die vorrangige Versorgung 
der ökonomischen Schwerpunkte des sozialisti­
schen Aufbaus mit Arbeitskräften zu gewähr-* 
leisten;

— Ermittlung des Bedarfs an Berufsschullehrern 
und Lehrmeistern nach Fachrichtungen ge­
gliedert;

— Entwicklung des Netzes der beruflichen Bil­
dungseinrichtungen unter Beachtung der terri­
torialen Belange auf der Grundlage des Per­
spektivplanes der Berufsbildung;

— Bestimmung von Grundsätzen für den Inhalt, 
die Entwicklung, Organisation und Finanzierung 
der Berufsberatung,
der beruflichen Ausbildung der Oberschüler, 
der Berufsausbildung der Lehrlinge, 
der Erwachsenenqualifizierung, 
des Berufswettbewerbs
und Abstimmung der Grundsätze für die beruf­
liche Ausbildung der Oberschüler mit dem Mini­
ster für Volksbildung;

— Führung der Systematik der Ausbildungsberufe 
und Sicherung ihrer Übereinstimmung mit der 
Entwicklung von Wissenschaft, Technik und Pro­
duktion;

— Festlegung der Grundsätze und der Verantwort­
lichkeit für die Ausarbeitung und Bestätigung 
der Berufsbilder, der Ausbildungsunterlagen 
und anderer Dokumentationen. Die Staatliche 
Plankommission erklärt die Berufsbilder, die 
Ausbildungsunterlagen und andere Dokumen­
tationen für verbindlich. Bei Ausbildungsunter­
lagen für die berufliche Ausbildung der Ober­
schüler erfolgt das gemeinsam mit dem Mini­
sterium für Volksbildung;

— Anleitung und Kontrolle der Ämter für Arbeit 
und Berufsberatung. Mit ihrer Hilfe ist eine 
frühzeitig einsetzende weitsichtige Berufs­
orientierung und Berufsberatung auf der Grund­
lage des Perspektivplanes der Volkswirtschaft 
zu sichern.

3. Entscheidungen über die Grundsätze der Finanzie­
rung der Berufsbildung sind mit dem Ministerium 
der Finanzen abzustimmen. Sie richten sich nach 
den Bestimmungen der vorläufigen Richtlinie über 
die Hauptaufgaben des Ministeriums der Finanzen 
im neuen ökonomischen System der Planung und 
Leitung der Volkswirtschaft.

Für die Aufstellung und Durchführung sowie die 
Kontrolle der Finanz- und Haushaltspläne der Ein­
richtungen der Berufsbildung gilt eine besondere 
Anweisung des Vorsitzenden der Staatlichen Plan­
kommission und des Ministers der Finanzen.

4. Bei der Staatlichen Plankommission ist eine Kom­
mission zu bilden, der leitende Mitarbeiter der 
Staats- und Wirtschaftsorgane, Vertreter der 
Massenorganisationen — insbesondere der FDJ und 
des FDGB — sowie Vertreter wissenschaftlicher 
Einrichtungen und erfahrene Praktiker der Berufs­
bildung angehören. Diese Kommission hat die Auf­
gabe, Grundfragen der Berufsbildung zu beraten 
und die Einheitlichkeit der Auffassungen zu solchen 
Grundfragen vor der Beschlußfassung zu sichern.

II.
Der Vorsitzende des Volkswirtschaftsrates sichert 

durch die Planung der Berufsbildung der Industrie die 
wissenschaftlich fundierte Führung auf diesem Gebiet 
durch die VVB und Wirtschaftsräte der Bezirke.

Die Leiter der Industrieabteilungen des Volkswirt­
schaftsrates sind auf der Grundlage der Wissenschaft-, 
lich-technischen Entwicklung ihres Zweiges für die 
Planung eines qualifizierten Facharbeiternachwuchses 
verantwortlich.

Die Pläne der Berufsausbildung sind nach Berufs­
ordnungen, der Anzahl der Lehrlinge, nach Verant­
wortungsbereichen bzw. Zweigen, Ausbildungsformen 
und Territorien gegliedert, auszuarbeiten.

Auf dem Gebiet der Erwachsenenqualifizierung sind 
die Grundsätze und die Schwerpunkte für die Aus­
arbeitung der entsprechenden Pläne in den WB und 
Wirtschaftsräten der Bezirke festzulegen.

Die Leiter der Industrieabteilungen des Volkswirt­
schaftsrates haben die Planung der Berufsbildung als 
Bestandteil der komplexen Planung Ihres Zweiges zu 
gewährleisten.


